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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 244/12 B 
 
L 8 R 1010/10 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 97 R 3510/09 (SG Berlin) 
 
 
 
………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
   
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. Dezember 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 9. Mai 2012  wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstat-

ten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 9.5.2012 hat das LSG Berlin-Brandenburg einen Anspruch des Klägers auf Wei-

terzahlung der Witwerrente trotz Wiederheirat verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Beschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 

 

Soweit der Kläger "unter anderem die Tatsache" rügt, "dass er seine Überlegung, nach dem 

Tod seiner ersten Frau, mit welcher er 35 Jahre verheiratet war, nochmal zu heiraten von der 

Tatsache abhängig machen muss, dass die von seiner früheren Ehefrau herrührende Rente 

damit wegfällt", beschreibt er seine individuelle Situation, stellt damit aber keine abstrakt-

generelle Rechtsfrage zu Inhalt oder Anwendbarkeit einer revisiblen Norm (vgl § 162 SGG).  
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Soweit der Kläger die Frage für grundsätzlich bedeutsam hält, 

"ob eine Aufhebung eines Bescheides ohne konkrete Nennung des aufzuhebenden 
Bescheides den Anforderungen an das Bestimmtheitsgebot genügt", 

hat er ebenfalls keine Rechtsfrage zum Inhalt einer revisiblen Norm aufgeworfen. Welche Vor-

schrift welchen Bundesgesetzes ausgelegt werden soll, um die Rechtseinheit zu wahren oder 

das Recht fortzubilden, benennt der Kläger nicht. Es ist aber nicht Aufgabe des BSG, die Be-

schwerdebegründung darauf zu analysieren, ob sich ihr eventuell eine entsprechende Rechts-

frage entnehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

Zudem legt die Beschwerdebegründung nicht ausreichend dar, dass diese Fragen klärungsbe-

dürftig sind. Eine "Rechtsfrage" ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch 

außer Zweifel steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich 

geklärt ist. Als höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das 

Revisionsgericht bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch 

schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende 

Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten 

Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17). Im Hinblick hierauf muss in der 

Beschwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung des BSG zu diesem Problem-

kreis substantiiert vorgetragen werden, dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch keine 

Entscheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat (Krasney/Udsching, Handbuch des sozi-

algerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 183 mwN).  

 

Hieran fehlt es. Der Kläger behauptet noch nicht einmal, die von ihm gestellten Fragen ließen 

sich aus dem Gesetz nicht beantworten und seien auch höchstrichterlich noch nicht entschie-

den. Die Darstellung der eigenen Rechtsansicht ersetzt auch nicht die Darlegung der Klärungs-

bedürftigkeit gemäß § 160a Abs 2 S 3 SGG und die in diesem Rahmen vorzunehmende einge-

hende Auseinandersetzung mit der thematisch einschlägigen Rechtsprechung des BSG und 

des BVerfG. Allein der Umstand, dass der Kläger die vom LSG vertretene Auffassung für 

unrichtig hält, rechtfertigt keine Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung (vgl 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). Soweit die Beschwerde die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache aus einer Verletzung von Normen des Grundgesetzes (GG) - hier: Art 6 GG - 

ableitet, muss sie die angebliche Verfassungswidrigkeit näher substantiieren, indem sie unter 

Berücksichtigung der Rechtsprechung des BVerfG darlegt, aus welchen Gründen die 

beanstandete Norm verfassungswidrig sein soll. Entsprechende Darlegungen lassen sich der 

Beschwerdebegründung nicht entnehmen.  
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Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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